
die aus Sicht der Ministerin lücken-
hafte Datenlage zu verbessern, soll
das Landesinstitut für den öffentli-
chen Gesundheitsdienst bis Ende
des Jahres einen geschlechtsspezifi-
schen Gesundheitsbericht für Nord-
rhein-Westfalen erstellen.

Fischer nannte Beispiele für ge-
schlechtsspezifische Unterschiede
bei einzelnen Erkrankungen:
➤ Deutlich weniger Frauen als

Männer leiden an Herz- und
Kreislauferkrankungen. Jedoch
haben Frauen nach einer ameri-
kanischen Studie schlechtere
Chancen, einen Herzinfarkt zu
überleben. Die Sterblichkeit liege
bei Frauen unter 50 Jahren dop-
pelt so hoch wie bei Männern.

➤ Aufgrund des gestiegenen Tabak-
konsums nimmt der Lungen-
krebs bei Frauen zu.

➤ Nach internationalen Vergleichs-
studien leiden Frauen eineinhalb
bis dreimal so häufig wie Männer
unter schweren Depressionen.

➤ Auf erhöhte Belastungen reagie-
ren Frauen anders als Männer,
nämlich typischerweise mit ner-
vösen Störungen, Depressionen
und anderen psychischen und
psychosomatischen Störungen.
Sie haben einen insgesamt hohen

Verbrauch an Schlaf- und Beru-
higungsmitteln sowie Psycho-
pharmaka.

➤ Der Anteil der Männer, die von
illegalen Drogen und Alkohol
abhängig sind, ist größer als der
Anteil der Frauen; umgekehrt ist
es dagegen bei Eßstörungen und
Medikamentenabhängigkeit.

Auf solche Unterschiede zwischen
Männern und Frauen bei Krankheit
und Gesundheit hätten „weder die
Wissenschaften noch das Gesund-
heitswesen bislang ausreichend rea-
giert“, kritisierte Fischer.

„Männliche Sichtweise dominiert“

„Krankheitsbezogene Studien zu
Ursachen, Diagnosestellungen,
Therapien und Verlauf sind häufig
immer noch an der männlichen Aus-
prägung des Gesundheitsempfin-
dens und des Krankheitsbildes so-
wie der männlichen Lebenssituati-
on orientiert“, sagte die Ministerin
weiter.

Den statistisch festzustellenden
Unterschieden liegen nach Fischers
Worten neben biologischen auch
psychosoziale Faktoren zugrunde.So
seien Frauen insgesamt deutlich ge-
sundheitsbewußter, während Män-
ner stärker zu gesundheitsgefähr-
denden Verhaltensweisen wie Ta-
bak- und Alkoholkonsum neigten.
Jedoch sei die Belastung der Frauen
erheblich gestiegen, weil die Verein-
barkeit von Familie und Beruf bis-
her nicht gerecht organisiert sei.
Auch kümmerten sich vor allem
Frauen um pflegebedürftige An-
gehörige.

In der Gesundheitspolitik des
Landes Nordrhein-Westfalen
soll die „nach Geschlechtern

differenzierende Betrachtungswei-
se“ künftig eine größere Rolle spie-
len. Das kündigte die Ministerin für
Frauen, Jugend, Familie und Ge-
sundheit, Birgit Fischer, kürzlich vor
Journalisten in Düsseldorf an.

So will die Landesregierung per
Rechtsverordnung die Möglichkeit
schaffen, kommunale Gleichstel-
lungsbeauftragte und Frauenbera-
tungsstellen an den kommunalen
Gesundheitskonferenzen zu beteili-
gen. Die Grundlage für die Verord-
nung, die im Entwurf bereits vor-
liegt, bietet laut Fischer das 1998 in
Kraft getretene Gesetz über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst.

Dieses Gesetz sieht unter ande-
rem den Aufbau kommunaler Ge-
sundheitskonferenzen vor. Diese
Konferenzen „bieten gute Voraus-
setzungen, um das Thema Frauenge-
sundheit mit den Beteiligten vor Ort
zu thematisieren und stärker in die
vorhandenen Gesundheitsstruktu-
ren zu integrieren“, sagte die Mini-
sterin, die in der NRW-Regierung
sowohl für Frauen- als auch für Ge-
sundheitspolitik zuständig ist.

Fischer sieht „erheblichen Hand-
lungsbedarf in der medizinischen
Praxis, in Wissenschaft und Lehre“
im Hinblick auf geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede. Deutschland
stehe bei einer „geschlechtsdiffe-
renzierenden Betrachtung im Zu-
sammenhang mit Gesundheit und
Krankheit noch ziemlich am An-
fang“. Die USA und skandinavische
Länder seien hier weit voraus. Um
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NRW: Gleichstellungsbeauftragte
in die Gesundheitskonferenzen
Auch Frauenberatungsstellen sollen per Rechtsverordnung der Landesregierung beteiligt
werden – Landesinstitut erstellt geschlechtsspezifischen Gesundheitsbericht
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Hohe Priorität
für Frauenpoli-
tik im Gesund-
heitswesen:
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